Return Of The Bush Krieger

„Die USA haben gewählt – und sie haben rechts gewählt. Zwar war die Wiederwahl von Präsident Bush wie erwartet wieder knapp. Allerdings hat er nun - im Gegensatz zu 2000 - auch die Mehrheit der Wähler hinter sich. Und auch seine Mehrheit im Wahlmännerkollegium ist dieses Mal unangefochten.
Deutlich klarer als erwartet setzten sich die Republikaner aber bei den Kongresswahlen durch: Im Senat steht es jetzt 55:44, im Repräsentantenhaus sogar 231:200 zwischen Republikanern und Demokraten. 
Zwar haben die Republikaner schon bei den Kongresswahlen 2002 die so genannte "Triple Crown" errungen: Weißes Haus, Senat und Repräsentantenhaus befinden sich seitdem gleichzeitig in republikanischer Hand. Dass diese dreifache Mehrheit - noch dazu so komfortabel - bestätigt wird, ist dennoch selten.“

(Süddeutsche Zeitung vom 5.11.04)
Anfang November gab es hierzulande und in der ganzen Welt ein brennendes Thema: Wer wird die US-Wahl gewinnen? Ist es Amtsinhaber Georg W. Bush, der Kriegsverkünder mit Dackelblick oder John Kerry, der steife Vietnamkriegsveteran? Das amerikanische Volk hat sich bei dieser Wahl zwischen Pest und Cholera für das Bekannte entschieden, schließlich ist nichts schlimmer als unerwartete Veränderungen. George W. Bush darf also weiterregieren und unter allen halbwegs intelligenten Menschen machte sich eine gewisse Frustration breit. Was hat das amerikanische Volk dazu bewogen, einen solchen Dünnbrettbohrer wie DabbelJuh nach der 2000er Amtserschleichung als Präsident zu bestätigen. Eine Frage, die auch an dieser Stelle nicht wirklich geklärt werden kann.

Bevor hier versucht werden soll, Antworten auf die Frage nach dem „warum“ zu finden, sollen an dieser Stelle erst einmal ein paar Basics vermittelt werden. 

Das politische System der USA

Wie jeder demokratische Staat basieren die USA auf der Gewaltenteilung zwischen Präsident (Exekutive), Kongress (Legislative) und Oberstem Gerichtshof = Supreme Court (Judikative). Der Präsident steht an der Spitze vieler Regierungsbehörden, seine Machtbefugnisse werden jedoch häufig überschätzt. So kann der Präsident selbst keinen Krieg erklären, er bedarf dazu der Zustimmung des Kongresses. Andererseits gehört es zu seinen Pflichten, die Beschlüsse des Kongresses umzusetzen. Der Präsident hat jedoch ein so genanntes suspensives Vetorecht, d.h. er kann ein bereits beschlossenes Gesetz zurück in den Kongress verweisen. Kommt das Gesetz zur Wiedervorlage und wird es mit einer Zweidrittelmehrheit angenommen, so ist es verabschiedet und das Veto hinfällig. Dem Präsidenten steht außerdem das Recht zu, eigene Gesetzesvorschläge einzubringen. 

Der Supreme Court ist der Oberste Gerichtshof in den USA. Er überwacht die verfassungsmäßigen Rechte der Bürger und der Bundesstaaten sowie alle Handlungen des Präsidenten und des Kongresses. Der Supreme Court setzt sich aus neun Richtern zusammen; jeder dieser Richter wird vom zum Zeitpunkt der Ernennung amtierenden Präsidenten auf Lebenszeit bestellt und muss vom Senat mit Zweidrittelmehrheit bestätigt werden. Im Falle schwerer Vergehen ist es möglich eine Amtsenthebung durch eine Zweidrittelmehrheit des Senats zu erwirken.
Der Supreme Court kann nur auf Anrufung tagen, nicht aber auf Eigeninitiative. Ihm untergeordnet sind zurzeit 13 Berufungsgerichte und 95 Bezirksgerichte. 

Der Kongress ist oberstes Organ der Gesetzgebung und damit Gegengewicht zum Präsidenten. Rechte und Pflichten des Kongresses sind wie für den Präsidenten in der Verfassung geregelt. Der Kongress berät und verabschiedet mit Zweidrittelmehrheit neue Gesetzesvorschläge. Rein theoretisch (s. Patriot Act) darf er keine Gesetze verabschieden, die die Freiheit des amerikanischen Volkes schmälern, die Pressefreiheit einschränken und das Recht der freien Religionsausübung behindern. Der Kongress darf das Petitionsrecht nicht antasten. Als einziges Organ ist er berechtigt, gegen den Präsidenten ein Amtsenthebungsverfahren (Impeachment) einzuleiten. 

Der Kongress setzt sich aus zwei Kammern, Senat und Repräsentantenhaus, zusammen. Jeder US-Staat entsendet zwei Senatoren, die seine Interessen repräsentieren. Senatoren werden für eine Amtsperiode von sechs Jahren direkt vom Volk gewählt. Die Bewerber mit den meisten Stimmen ziehen in den Senat als Vertreter ihres Staates ein, unabhängig davon, welcher Partei sie angehören (Das ist auch der Grund dafür, dass die kleinen Parteien kaum eine Chance haben). Im Zwei-Jahres-Turnus wird ein Drittel der Senatoren neu gewählt. 
Im Repräsentantenhaus sitzen 435 Volksvertreter, die alle zwei Jahre durch die Bevölkerung des jeweiligen Wahlbezirks gewählt werden. Die Anzahl der Vertreter pro Staat wird durch die Bevölkerungszahl bestimmt. Auf ca. eine halbe Million Einwohner kommt ein Repräsentant, mindestens jedoch einer pro Staat. 
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Anhand dieser Fakten wird sehr schnell klar, was das Eingangszitat aus der Süddeutschen Zeitung bedeutet: Die Bush-Administration hat Senat, Kongress und Präsidentschaft in der Hand. Auch der Supreme Court ist auf ihrer Seite, denn sieben der neun Obersten Richter wurden von republikanischen Präsidenten ernannt. Die Kontrollfunktionen, die diese Organe eigentlich innehaben sollten, sind somit ausgeschaltet. Herr Bush hat sich eine Art demokratische Diktatur zusammengeschustert. Zumindest bis zur nächsten Kongresswahl 2006 hat er keine großen Widerstände im Gesetzgebungsprozess zu erwarten. George W. Bush wird auf diesem Wege z.B. die 2005 auslaufenden Anti-Terror-Gesetze, die teilweise juristische Grundsätze und Bürgerrechte aushöhlen, verlängern lassen. Außerdem hat Bush angekündigt, den Militäretat weiter zu erhöhen. Schon jetzt entfallen 43 Prozent der weltweiten Militärausgaben auf die USA, Tendenz steigend.

Die Wahlen

Repräsentantenhaus, Senat, Gouverneure, Abgeordnete in den Staaten, Ämter wie das des Sheriffs oder des Staatsanwaltes werden in den USA per Direktwahl vergeben. Die Wahl des Präsidenten dagegen ist eine indirekte. Während in der Bundesrepublik die durch Mehrheitswahlrecht bestimmten Volksvertreter aus ihrer Mitte den Kanzler bestimmen, gibt es in den USA das System der Wahlmänner. 
Wie also wird der amerikanische Präsident bestimmt? In den Vorwahlen ermitteln die Parteien ihre Kandidaten für den Posten des Präsidenten und den Vizepräsidenten, die in den USA immer im Doppelpack gewählt werden (2004: Bush/Cheney bzw. Kerry/Edwards). Diese Kandidaten repräsentieren dann im Wahlkampf ihre Parteien. Die Bürger wählen in ihrem Bundesstaat die Wahlmänner ihrer Partei. Die Gesamtheit aller Wahlmänner bildet das so genannte Electoral College, das aus 538 Vertretern von Repräsentantenhaus und Senat sowie drei Sitzen für den District of Columbia besteht. Die Wahlmänner wählen dann im Sinne ihrer Partei den Präsidenten. 
In den einzelnen Bundesstaaten (genauer in 48 von 50) gilt die Regel „The winner takes it all“, d.h., dass die Wahlmänner mit den meisten Stimmen automatisch ALLE Stimmen für sich verbuchen dürfen. Je mehr Bevölkerung ein Staat hat, desto wichtiger ist es für einen Präsidentschaftskandidaten, dort zu gewinnen – aufgrund der hohen Zahl der Wahlmänner. Die meisten Ämter werden am per Verfassung festgelegten Election Day (Wahltag) Anfang November vergeben. Den neuen Präsidenten bestimmen die Wahlmänner im Dezember, wozu die einfache Mehrheit der Stimmen reicht, d.h. 270 Stimmen.
Festgelegt wurde diese Art der Wahl in der Verfassung. Das Verfahren stammt aus einer Zeit ohne die national berichtenden Medien, als ein Bürger den Präsidentschaftskandidaten oft einfach gar nicht kannte und man so also dem Volk nicht zutraute, eine passende Entscheidung für einen der Kandidaten zu treffen. Man ging davon aus, dass der Bürger die Parteienvertreter in seinem Staat viel eher kennt und somit für diese stimmen solle, die dann wiederum im Parteisinne den Präsidenten wählen. 
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"Register to vote!" 
Wer in den USA wählen will, muss sich erst registrieren lassen (mit Ausnahme von North Dakota). Der Bürger ist weder verpflichtet zu wählen, noch automatisch als Wähler in die Listen eingetragen. Voraussetzung dafür sind ein Mindestalter von 18 Jahren, die amerikanische Staatsbürgerschaft und keine Vorstrafen. Kriminelle können also von den Wahlen ausgeschlossen werden – ein Trick der 2000 genutzt wurde, um zahlreiche schwarze Bürger in Kalifornien wegen Bagatelldelikten wie Parkvergehen aus den Listen zu streichen. 
Die Parteien

Kaum vorstellbar für uns ist die Form, in der die Parteien in den USA existieren. Es gibt keine feste Organisationsstruktur, keine Hierarchie, nicht einmal richtige politische Programme. Die Parteien in den USA bestehen aus zahllosen lokalen Komitees, die ein recht unabhängiges Eigenleben führen und sich nur zu den Wahlen zu losen Interessenkoalitionen zusammenschließen. Dementsprechend fühlen sich die gewählten Abgeordneten vor allem den lokalen Interessen ihrer Wähler verpflichtet. Um überregional wählbar zu werden, muss sich ein Kandidat der Unterstützung maßgebliche Interessensgruppen, Vereinigungen und Verbände aller Art versichern. Da es im Kongress weder Parteidisziplin noch Fraktionszwang im europäischen Sinne gibt, muss der Präsident bei unbequemen Gesetzen um die Stimme jedes Abgeordneten kämpfen, selbst, wenn seine Partei in der Mehrheit ist.
Die beiden großen Parteien – Demokraten und Republikaner – sind konservativ ausgerichtet, Anstöße zu revolutionären Veränderungen sind von ihnen nicht zu erwarten. Die Unterschiede zwischen den beiden großen Parteien sind nur schwer auszumachen. Die Demokraten vertreten eher die ärmeren Schichten und Minderheiten und damit häufiger soziale Forderungen. Die Republikaner sind die Partei der Wirtschaft. Ihre Stammwählerschaft sind vor allem die „W.A.S.P.s“, die White Anglo-Saxon Protestants, d.h. die mittelständischen, weißen, protestantischen Wähler der Vorstädte. 
Allgemein liegt die Wahlbeteiligung in den USA bei ca. 50 Prozent, was auch auf die Schwäche der Parteien, ihre lose Organisation, die Abhängigkeit von lokalen und überregionalen Interessengruppen und das mangelnde Vermögen unpopulären, aber notwendige Gesetzesvorhaben durchzusetzen, zurückzuführen ist. Auf der anderen Seite waren Parteien wie in Europa in den USA nie nötig, da sie lange Zeit nicht als Interessenvertreter bestimmter sozialer Schichten gebraucht wurden. Die Zuordnung erfolgt vorrangig über „Landsmannschaften“, soll heißen nach ethnischem oder religiösem Ursprung. Parteipolitik in den USA ist meist pragmatischer Natur, die Lösung von Problemen steht vor irgendwelchen Ideologien. Mit Herrn Bush scheint sich das jedoch gerade zu ändern.  
Soviel zu den grundlegenden Fakten zu politischem und Wahlsystem in den USA. Wollen wir als nächstes der Frage nachgehen, wer denn eigentlich diejenigen sind, die da an den Hebeln der Macht sitzen. Wer in den USA in der Politik etwas werden will, braucht Geld, viel Geld. Während Reagan und Clinton sich noch aus dem Mittelstand hoch gearbeitet haben (natürlich später mit Unterstützung reicher Förderer bzw. durch Heirat), gehört die Familie Bush schon seit ca. einem Jahrhundert zu den einflussreichsten und mächtigsten Dynastien Amerikas.
The Bushs – A Family Tree
Bekannt ist mittlerweile, dass Großvater Prescott Bush Geschäfte mit den Nazis machte. Bereits in den 1920er Jahren hatte er z.B. über General Motors in Deutschland investiert, namentlich in der Rüstungsproduktion. Enge geschäftliche Beziehungen bestanden zu den Großindustriellen Flick und Thyssen (die maßgeblich den Aufstieg Hitlers finanzierten). Prescott Bush zog sich bis zur Bestrafung nach dem „Trading with the enemy-Act“ aus diesem Engagement auch dann nicht zurück, als die USA in den Krieg gegen Nazideutschland eintrat (Soviel zum Verhältnis Patriotismus – Profit). Nach dem Krieg stellte er Schadensersatzforderungen wegen zerstörter Produktionsanlagen und… bekam das Geld zugesprochen (!). Wahrscheinlich hat er sogar direkt vom Holocaust profitiert. 
Georg Bush sen., der nach mäßiger Karriere im Ölgeschäft, CIA-Agent und später Chef der Behörde wurde, finanzierte jahrelang die Aufrüstung des Irak (hier taucht z.B auch Herr Rumsfeld auf) auch mit biologischen und chemischen Waffen, ebenso wie den bewaffneten Kampf der Mujaheddin (und damit letztendlich die Taliban) gegen die sowjetischen Besatzer in Afghanistan. Auch bei den Anschlägen vom 11. September 2001 ist die Familie Bush nicht unbeteiligt. Osama bin Laden, selbst jahrelang CIA-Spitzel, ist ein Spross eines saudi-arabischen Ölclans mit dem die Bushs schon seit Jahrzehnten geschäftlich und familiär verbunden sind. Zum Zeitpunkt der Anschläge halten sich mehrere Mitglieder der bin Laden-Familie in den Vereinigten Staaten auf. Ohne vorherige Befragung werden sie (wahrscheinlich auf Anweisung von Papa Bush) ins Flugzeug gesetzt und nach Hause gebracht. Ein echter Freundschaftsdienst.
Mr. President Georg W. Bush ist an sich eine traurige Gestalt. In der Schule war er keine große Leuchte, drückte sich erfolgreich vorm Dienst in der Nationalgarde und vor dem Einsatz in Vietnam. Bekannt war er für seine Probleme mit Alkohol und Kokain. Sein Engagement im Ölgeschäft endet trotz der Unterstützung durch Papa und Salem bin Laden (damaliger Boss des Clans) glücklos. Die Frage, wofür Bush von diesem Geld bekommen hat, bleibt offen. Geschäftlich erwies sich der Texaner als totale Niete. Der erste Teil seiner ersten Amtszeit verlief wenig glanzvoll (hier findet Ihr eine Liste der unter Bush umgesetzten Vorhaben: http://www.hackemesser.de/Bush-Bilanz.html), Georgi war eher für Mittagsschläfchen und Urlaubsbesuche auf seiner Ranch bekannt. Sprichwörtlich aus seinem Dämmerzustand aufgewacht ist er erst nach den Anschlägen vom September 2001. Eine Bilanz seines Schaffens findet Ihr weiter unten im Artikel.
Im Gefolge des großen W finden sich neben der undurchsichtigen Condoleezza Rice noch zwei alte Hardliner aus Papis Riege: Richard Cheney und Donald Rumsfeld. Beide sind seit über drei Jahrzehnten ein Team in der Politik und bewegen sich zwischen den Führungsetagen der Politik, des Militärs und der Industrie hin und her. Rumsfeld wechselte als ehemaliger NATO-Botschafter, Stabschef im Weißen Haus und Verteidigungsminister 1977 in die Wirtschaft. Als Vorstandsvorsitzender des angeschlagenen Pharmakonzerns G.D. Searle & Co sanierte er das Unternehmen und häufte bis Ende der achtziger Jahre ein Vermögen von über 200 Millionen US-Dollar an. Fortan bereitete er sein politisches Comeback vor und leistete Wahlkampfspenden für George W. Bush in Texas. Bereits 1974 hatte Rumsfeld dafür gesorgt, dass sein Juniorpartner Dick Cheney aus dem Kongress in den Stab des Weißen Hauses geholt wurde. 
Vizepräsident Dick Cheney wechselte auf Wunsch von Bush sen. 1989 aus dem Repräsentantenhaus in das Amt des Verteidigungsministers ohne über militärische Kenntnisse zu verfügen. Der langjährige Intimus von Donald Rumsfeld gehörte 1991 und 2004 zu den härtesten Kriegstreibern im Irak. Im Jahr 1993 ging Cheney zurück in die Führungsetagen der Wirtschaft. Fünf Jahre lang leitete er als Vorstandsvorsitzender den texanischen Erdöldienstleister Halliburton, der von der Bush-Administration zum größten Teil ohne jede öffentliche Ausschreibung zum Hauptauftragnehmer für den Wiederaufbau im Irak gemacht worden ist (aktuelles Auftragsvolumen: über zwei Milliarden US-Dollar). Der Vizepräsident bezieht von Halliburton immer noch über 150 000 US-Dollar pro Jahr aus Abschiedsgeldern und Aktienoptionen. Das starke Engagement der Bush-Administration für die Erdölindustrie, ist mittlerweile weithin bekannt. Daneben setzt sie sich massiv für die Interessen der Rüstungsindustrie ein.

Eine Bushige Bilanz 

Nicht eingegangen sind wir bisher auf das, wofür George W. und sein Clan eigentlich stehen. Am deutlichsten wird das, wenn man sich die bisherige Bilanz des Texecutioners anschaut. 
Bushs wichtigste „Leistungen“ der ersten Amtsperiode sind die Schulreform, der Ausbau der Inneren Sicherheit und die erste Steuersenkung. Innenpolitisch setzt er auf die Selbstverantwortung des Individuums. So werden z.B. Förderprogramme zugunsten von Unterstützungen für eigenverantwortliches Handeln zusammengestrichen. Bush ist fest vom Segen dieses Freiheitsgewinns überzeugt. Dass sich dadurch das unternehmerische Risiko des Einzelnen erhöht, übersieht er gern. Der Umstand, dass seiner Regierung so viele Frauen, Schwarze, Latinos oder Asiaten umfasst wie keine zuvor, ist ebenso Ausdruck dieser Einstellung: Leistungsprinzip statt Minderheitenquote.
Die von Bush durchgesetzten Änderungen begünstigen in vielen Fällen die Großindustrie auf Kosten von Umweltschutz und Privatinteressen einfacher Bürger. So wurden u.a. Feldversuchs-Kontrollen für genmanipuliertes Getreide reduziert, Gesetze zurückgenommen, die niedrige Arsenmengen im Wasser festlegten, Mittel für die Erforschung sauberer und effizienter Autos gekürzt, Naturschutzgebiete aufgehoben, Bibliotheken Geld weggenommen etc. Daneben hat er mehrfach Lobbyisten einflussreiche Posten verschafft, auf denen diese ganz im Interesse ihrer Auftraggeber schalten und walten können (David Lauriski, Ex-Bergbaugesellschaftsvorstand, wird Stellvertretender Arbeitsminister für Bergbausicherheit und Gesundheit; John Bolton, der gegen die UN und Nichtauslieferungsverträge ist, wird Unterstaatssekretär für Waffenkontrolle und Internationale Sicherheit; Linda Fisher, eine leitende Angestellte bei Monsanto, übernimmt die zweithöchste Position bei der Umweltschutzbehörde etc.)
Auf der Ebene des Staates hinterlässt die Regierung Bush nach vier Jahren eine ökonomisch Schreckensbilanz. Die Überschüsse der Clinton-Administration wurden in Billiarden-Schulden verwandelt. Im Wesentlichen dafür verantwortlich sind die Kosten von Antiterrorkrieg und Steuerreform. Bei letzterer gehen von den versprochenen zwei Billiarden Dollar Erleichterungen 43 Prozent zugunsten des reichsten Prozentes der Amerikaner. 
Wirklich viel hat sich während Bushs erster Amtszeit im Bereich Innere Sicherheit getan, als direkte Reaktion auf den 11. September. Der (USA) PATRIOT ACT (Kurzform von Uniting and Strengthening America by Providing Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism Act) passierte den Kongress praktisch ohne jede Debatte exakt anderthalb Monate nach den Anschlägen. Dabei geht es bei diesem Gesetz um nicht weniger als um die Einschränkung der fundamentalen Freiheitsrechte des amerikanischen Volkes. So erlaubt der Patriot Act staatlichen Schnüfflern die Aufzeichnung des Surf- und Leseverhaltens (hierzu verwendet man die Daten öffentlicher Bibliotheken) verdächtiger Personen, die Einholung der Daten bei den Providern etc. Telefone dürfen abgehört, Briefe und Pakete geöffnet werden. Erlaubt sind auch die Sammlung von DNA-Proben, die Durchsuchung von Räumen (Gefahr im Verzuge!) und die Verhaftung und das Wegsperren ohne richterlichen Beschluss; insbesondere bei Ausländern. Verdächtig ist praktisch jeder, ob als Teilnehmer ganz normaler Protestaktionen oder als Person aus dem sehr weitläufig definierten Umfeld eines Straffälligen. Juristische Legitimationen sind für keine der Aktionen notwendig. 
Neben der Sanktion staatlicher Willkür schürt das Gesetz zunehmend Paranoia unter der Bevölkerung, was hier anhand eines kleinen Beispiels gezeigt werden soll: Am 11. Mai 2004 stirbt die Frau von Steve Kurtz an einem Herzinfarkt, woraufhin dieser den Notdienst anruft. Steve Kurtz ist der Gründer des „Critical Art Ensemble“, eines Kollektivs von Künstlern und Wissenschaftlern, das sich gegen Genmanipulationen einsetzt. Als der Rettungsdienst bakterielle Kulturen in seinem Haus entdeckt, alarmieren dieser sofort die Polizei, die das Haus umgehend umstellt. Laut Patriot Act ist Steve ein potentieller Bio-Terrorist. Er wird auf der Stelle verhaftet. Bald darauf stellt sich heraus, dass die Bakterien, die bei ihm gefunden wurden, nicht gefährlicher sind als die in einem Joghurt. Neben dem gesamten Labor, inklusive der Computer mit den Forschungsergebnissen, beschlagnahmt das FBI den Körper von Kurtz’ toter Frau und gibt ihn erst nach zwei Wochen wieder zurück. (http://www.arte-tv.com/de/kunst-musik/tracks/Von_20A_20bis_20Z/676016.html)
Viel einschneidender als der PATRIOT ACT selbst, ist aber die politisch-moralische Wende, für die George W. Bush steht. Er wird nicht nur von den Wahlkampfhelfern der christlich-fundamentalen Rechten getrieben, sondern ist ein Teil von ihr, betrachtet sich nach eigener Aussage als Wiedergeborener Christ. Die deutliche Bestätigung Bushs ist auch ein Sieg dieser ultrakonservativer Kräfte, die, wie die Wahl zeigt, erfolgreich die öffentliche Diskussion beeinflussen. So waren für 22 Prozent der Wähler „moralische Werte“ bestimmend für ihre Entscheidung. Wirtschaft und Arbeitsplätze rangierten auf Platz zwei mit 20, Terrorismus auf Platz drei mit 19 Prozentpunkten. Der Krieg im Irak war für lediglich 15 Prozent der Wähler das wichtigste Thema. So seltsam es klingt, die Phrase „moralische Werte“ steht in den USA hauptsächlich für zwei Themen: für Abtreibung und Homo-Ehe. Kerry hat sich, wenn auch eher zögerlich positiv zu beiden Fragen geäußert, was ihn höchstwahrscheinlich die Präsidentschaft gekostet hat. Mit der Wiederwahl Bushs ist klar, in welche Richtung es in nächster Zukunft weitergeht. 

Von der vielzitierten Moral als Stützpfeiler der Bush’schen Politik ist, ist allerdings kaum etwas zu merken (wahrscheinlich meint er ja wirklich nur, dass er nicht schwul ist und seine Frau nie abgetrieben hat). So stellte der ZDF-Experte Theveßen in seinem Buch „Die Bush-Bilanz" fest, dass der 43. Präsident der USA praktisch jedes seiner Wahlversprechen gebrochen hat: ‚"Und ich schwöre feierlich, dass ich dafür arbeiten werde, eine einheitliche Nation zu schaffen, eine Nation der Gerechtigkeit und der Chancen", verkündet Präsidentschaftskandidat Bush im Wahlkampf 2000. Er verspricht Steuersenkungen für alle, tiefgreifende Reformen in der Bildungs- und Sozialpolitik, Stärkung der amerikanischen Streitkräfte und eine zielgerichtete Außenpolitik "ohne jede Arroganz".’ (http://www.phoenix.de/ereig/exp/19899). Übrigens meint Experte Theveßen auch, dass Bush selbst kein Heuchler ist, sondern sich „seine Politik nicht auf kühler Reflexion und durchdachter strategischer Entscheidung beruhe, sondern auf Intuition und auf dem festen Glauben an Gut und Böse, an Schwarz oder Weiß.“ Auch glaube Bush fest daran, dass die Konsequenzen aus seinen Entscheidungen letztendlich in Gottes Hand lägen. Auch negative Resultate seien somit Gottes Wille. Ich glaube ihm das sogar. 
Nun könnte man meinen, Georg W. und seine Kollegen verkörperten das Böse schlechthin, um in der bipolaren Rhetorik des allmächtigen Weltherrschers zu bleiben. Doch nicht alles, was die aktuelle US-Regierung anfasst, ist schlecht: „Bush hat die größte je vorgenommene Erhöhung der internationalen US-Aidshilfe durchgesetzt (Im eigenen Land versagt er den Aktivisten allerdings die Hilfe. Anm. d. A.). Er hat den Atomschmuggelring um Pakistans Atomforscher Kadir Khan gesprengt und ein weltweites Bündnis zur Aufbringung nuklearer Waffenschmuggler auf hoher See initiiert. Bush hat Peking, Moskau, Tokio und Seoul in der Nordkoreafrage auf der Seite Washingtons geeint und erreicht, daß Putin die Ausweitung der Nato und die Errichtung von US-Stützpunkten auf ehemals sowjetischem Gebiet in Zentralasien akzeptierte. Und er hat Israel gegen die Intifada so viel Rückendeckung gegeben, daß Scharon nun die riskante Konfrontation mit jüdischen Siedlern suchen kann.“ (Zitat aus und Text nach Die Welt 29. Oktober 2004)

AMERICA FIRST!

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Bush ökonomisch ein Vorzeige-Neoliberaler ist, der gern alles den „Kräften des Marktes“ und ihrem „freien Spiel“ überlassen würde. Innenpolitisch steht er für einen starken Staat, der die Freiheitsrechte der Bürger deutlich einschränkt, von ihnen aber besonders in wirtschaftlichen Fragen Eigenverantwortung einfordert. 
In Fragen der „Moral“ und des „Patriotismus“ sind die Vorstellungen von Georg W. Bush so eindeutig wie erschreckend. Wer nicht für uns ist, ist gegen uns und wer gegen uns ist, der wird bekämpft. Der Kampf gegen den internationalen Terror setzt sich fort im Kampf gegen die eigenen Bürger, die abweichende Ansichten vertreten. Durch den Patriot Act ermächtigt, verlassen der Staat und seine Vertreter dabei zunehmend den Boden der amerikanischen Verfassung.
Außenpolitisch setzt Bush die Linie Ronald Reagans und seines Vaters fort, mit dem Ziel, die USA als letzte verbliebene Weltmacht zu stärken. Eigene Belange werden zum Maß aller Dinge. Völkerrecht und internationale Vereinbarungen zählen nichts, wenn Interessen der USA davon betroffen sind. Die Stellung der Vereinten Nationen wird von der Bush-Administration systematisch ausgehöhlt. Inhaltlich stützt sich diese Politik auf die Arbeit neokonservativer „Think Tanks“ wie das Project for the New American Century (PNAC), die Konzepte für allerlei praktische Probleme entwickeln. Mitglieder dieser Denkfabriken wie Dick Cheney, Donald Rumsfeld und  Paul Wolfowitz vertreten u.a. folgende Thesen:
· Die US-amerikanische Führerschaft ist sowohl gut für die Vereinigten Staaten von Amerika als auch für die ganze Welt.

· Eine solche Führerschaft erfordert militärische Stärke, diplomatische Energie und Hingabe an moralische Prinzipien.

· Eine multipolare Welt hat den Frieden nicht gesichert, sondern stets zu Kriegen geführt.

· Die Regierung der Vereinigten Staaten soll Kapital schlagen aus ihrer technologischen und wirtschaftlichen Überlegenheit, um durch Einsatz aller Mittel - einschließlich militärischer - unangefochtene Überlegenheit zu erreichen.


Auf wirtschaftlicher Ebene drückt sich das Vormachtstreben der Vereinigten Staaten vor allem im Schutz der einheimischen Industrie und Landwirtschaft aus. So ist die USA z.B. der größte Reisexporteur weltweit. Die amerikanischen Farmer können selbst die Preise indischer Erzeuger im eigenen Land unterbieten. Möglich wird dies nur durch eine massive Subventionierung der Produkte. Im Inland werden unliebsame fremde Konkurrenten durch Strafzölle in die Schranken verwiesen (s. Stahlindustrie).
Was hat Bush vor?

Wie bereits im vorangegangenen Abschnitt erläutert, ist das Ziel der derzeitigen US-Regierung ganz platt formuliert die Weltherrschaft: „Die Bush-Doktrin sieht eine Präsenz amerikanischer Streitkräfte auf allen Kontinenten vor, um die Position der USA als einzige verbliebene Supermacht zu festigen und zu halten. Dazu gehören auch militärische Präventivschläge gegen Nationen, die eine Gefährdung für die USA darstellen könnten. Ziel ist die Sicherung der wirtschaftlichen und militärischen Vormachtstellung mit allen Mitteln und unter gfs. auch unter Hinwegsetzung über supranationale Organisationen (Vereinte Nationen, Internationaler Strafgerichtshof, Verbündete (Donald Rumsfeld: "Nicht die Koalitionen bestimmen die Ziele - die Ziele bestimmen die Koalitionen") und gfs. auch das eigene Verfassungsrecht (Guantánamo)." (http://de.wikipedia.org/wiki/Bush-Doktrin)
Innenpolitisch ist, wie bereits angesprochen, die Verlängerung der Anti-Terror-Gesetze und die Erhöhung der Militärausgaben zu erwarten. Da Bush (nicht ganz zu unrecht) glaubt, dass er seinen erneuten Wahlsieg seinen Steuersenkungen verdankt (von denen natürlich fast ausschließlich die Bestverdienenden profitierten, die Herrn Bush ihre Dankbarkeit in Form von üppigen Wahlkampfspenden zeigten), wird er diesen Weg weiterverfolgen. Dazu soll u. a. das Steuerrecht vereinfacht werden, mit dem Ziel, Kapitalerträge steuerlich zu entlasten. Zu gut deutsch heißt das, dass z.B. Spekulationsgewinne sich noch mehr lohnen werden und „normale“ Arbeit bestraft wird. Dieser Verzicht auf staatliche Einnahmen und die gleichzeitige Erhöhung der Ausgaben vor allem für militärische Zwecke haben allein 2004 für ein Rekorddefizit von 413 Milliarden Dollar (in Zahlen: 413.000.000.000 $) gesorgt.

Ein weiterer Plan besteht darin, die sozialen Sicherungssysteme zumindest teilweise zu privatisieren. Angesichts der Tatsache, dass in zehn Jahren ca. 10 Millionen Amerikaner in Rente gehen, ist zu vermuten, dass hier die Kosten auf die Betroffenen abgewälzt werden sollen. (nach sueddeutsche.de)
Wo soll das alles enden? 
Diese Frage ist sicher die entscheidende, betrachtet man die Herrschaft von Herrn Bush. Ich will jetzt gar nicht über eine eventuelle Krönung von George 1st of America reden oder davon, dass Jeb oder ein anderer Angehöriger des Clans das Amt übernimmt. Viel wichtiger erscheint mir die Frage, was in Zukunft mit der amerikanischen Gesellschaft geschieht. Entgegen anders lautender Klischees war diese niemals ein wirklicher Schmelztiegel. Häufig „leben Menschen gleicher ethnischer Herkunft, die sich in punkto Einkommen, Sozialprestige, Kirchenzugehörigkeit, Schulbildung, Ausbildungsweg ihrer Kinder und Wohnverhältnisse weitgehend ähneln in direkter Nachbarschaft.“ Zu einer wirklichen Verschmelzung der verschiedenen Gruppen kommt es nicht. Der Zusammenhalt in der Gesellschaft wird durch eine spezielle „amerikanische Ideologie“ realisiert. „Zu ihr gehört der Traum vom sozialen Aufstieg ‚vom Tellerwäscher zum Millionär’, verbunden mit der Verehrung der Gründungsväter, Abraham Lincolns und der Verfassung. Aber auch Symbole und Rituale, nationale Denkmäler und die Verpflichtung auf die Nationalflagge fügen sich zu einem besonderen Gemisch aus Politik, Religion und Moralismus. Diese Integrationsideologie verklammert und überwölbt soziale Schichten und Klassen sowie Gruppen, die ansonsten nach unterschiedlichsten ethnischen, kulturellen und religiösen Merkmalen voneinander geschieden wären.“ (http://www.bpb.de/publikationen/OPEX27,0,0,Die_USA_sind_anders.html) Wenn aber – wie es im System Bush zur Zeit passiert, immer mehr Menschen von der Anteilnahme am gesellschaftlichen Reichtum ausgeschlossen werden, sinken die Aufstiegschancen, womit auch der amerikanische Traum seinen Glanz verliert. (Ein Phänomen, das in etwas abgewandelter Form auch für Deutschland gültig ist.) Die Gesellschaft kann über kurz oder lang daran zerbrechen. Eine USA mit starken innenpolitischen Problemen wird aber – wie die Erfahrung zeigt – auch nach außen hin aggressiver. Mich persönlich erinnern die Vereinigten Staaten immer ein wenig an das Römische Reich, derzeit unter einem sehr schwachen Kaiser. Brot und Spiele fürs Volk, ab und zu mal ein Krieg und die Reichen mehren ihren Besitz auf Kosten der Armen. Man mag diese Ansicht für überzogen halten, wer sich jedoch einmal die Mühe macht, die großen Hollywood-Filme unter die Lupe zu nehmen, wird feststellen, das hier derzeit eine ideologische Fokussierung auf verschiedenste Imperien zu finden ist, vom Herrn der Ringe über Gladiator bis Troja. Offensichtlich wird diese Staatsform als anstrebenswert propagiert, die eine starke USA gegen den Rest der Welt marschieren lässt. Womit wir wieder bei den Bush-Doktrin wären. 
Was geht mich das an?
Na in erster Linie mal nichts, denn Amerika ist ja „so“ weit weg. Aber ganz im Ernst: Sicher spüren wir die Auswirkungen einer Imperialisierung (auch im Wort „Imperialismus“ steckt das Imperium!) als erstes wirtschaftlich. Der Irak-Krieg z.B. hat das Öl verteuert. Strafzölle und Sanktionen bewirken das Gleiche. Dies aber zum alleinigen Grund zu machen, gegen die derzeit in den USA herrschenden Verhältnisse zu opponieren, ist sehr kurzsichtig. Längerfristig werden wir vor allem die globalen Auswirkungen des amerikanischen Fehlverhaltens zu spüren bekommen. Auf politischer Ebene natürlich in Form von Terrorismus, der über kurz oder lang auch nach Deutschland kommen wird. Dazu werden zunehmend weltweit neue Konflikte aufbrechen mit Hilfe oder gegen die USA. Ganz direkt betroffen sind wir, wenn das amerikanische Demokratieverständnis auch hierzulande Schule macht (Ich denke da nur an solche Vögel wie den hess-lichen Roland Koch, der sicher gern Deutschlands Kaiser wäre). Mal abgesehen davon, dass Kriege immer eine sinnlose Verschwendung von Leben und Ressourcen sind, könnte ein anderer Sachverhalt uns in Europa wesentlich größere Probleme bereiten. Der Alleingang in Sachen Klimaschutz (die USA weigern sich beharrlich das Kyoto-Protokoll zu ratifizieren) untergräbt die Bemühungen, endlich effektiv etwas gegen einen möglicherweise bevorstehenden Klimawandel zu tun. Offensichtlich ist den Herren im Weißen Haus nicht annähernd klar, was dieser bedeuten würde. Dabei geht es nicht um den einen oder anderen Hurrikan, eine Flut, Dürren oder dergleichen. Nach bisherigen Erfahrungen ist es so, dass auch die klimatischen Veränderungen genau wieder die Menschen treffen, denen es eh schon nicht so gut geht – wie in Afrika oder Lateinamerika. Diese Menschen stehen irgendwann vor unserer Tür (oder der von Herrn Bush), wenn sie in ihrer Heimat nicht mehr leben wollen und können. Gegen dieses Problem sind unsere Diskussionen über den Luxus des Autofahrens oder Hartz 4 schlichtweg lächerlich. Es werden verzweifelte Menschen kommen, die zu allem bereit sind, um ihren Arsch ins Trockene zu bekommen. D.h., dass die klimatischen Veränderungen auch gewaltige soziale Konflikte mit sich bringen werden, die nach jetzigem Gemütszustand der Menschen sicher wieder gewalttätig gelöst werden. Ihr merkt schon: Der Hund beißt sich in den Schwanz. Am Beginn des 21. Jahrhunderts torkelt die Menschheit schon wieder auf einen Abgrund zu und Herr Bush und seine Konsorten gehören leider zu denjenigen, die uns – metaphorisch ausgedrückt – zum eigenen Gewinn Augenbinden verkaufen, damit wir das Elend nicht sehen müssen. Dabei könnte alles ganz anders sein. Es ist unsere Aufgabe (und in den Vereinigten Staaten die Aufgabe des amerikanischen Volkes) solchen Krämertypen auf die Finger zu klopfen. Wann fangen wir endlich damit an?  
Kasten

Kleiner Exkurs Staatstheorie (Def. nach WIKIPEDIA.de)
Der demokratische Staat stützt sich auch drei „Gewalten“, die Exekutive, die Legislative und die Judikative. 
Die Legislative (lat. lex, legis, f.: Das Gesetz; auch gesetzgebende Gewalt) ist zuständig für die Beratung und Verabschiedung von Gesetzen (Gesetzgebung) im inhaltlichen und formellen Sinn sowie für die Kontrolle der Exekutive und der Judikative. In einer repräsentativen Demokratie mit Gewaltenteilung steht die Legislative den Parlamenten zu. In Staaten mit Elementen direkter Demokratie tritt im Einzelfall auch das Volk als Gesetzgeber auf (Volksgesetzgebung).

Die Exekutive (auch: ausführende Gewalt oder vollziehende Gewalt) umfasst Regierung und Verwaltung, der in erster Linie die Ausführung der Gesetze anvertraut ist. Die Exekutive kann normsetzende Befugnisse wahrnehmen, z.B. mit dem Recht auf Erlass von Rechtsverordnungen. Dabei haben Verordnungen nicht den Status von Gesetzen, sondern basieren vielmehr auf bestehenden Gesetzen.

Die Justiz ist das staatliche Rechtswesen. Im System der staatlichen Gewaltenteilung wird der Begriff auch synonym für die Judikative - die Rechtsprechung - verwendet. Er ist abgeleitet von der römischen Justitia, der Göttin der Gerechtigkeit.

Die Rechtsprechung ist den Richtern anvertraut. Im weiteren Sinne gehören außer den Gerichten zur Justiz die Staatsanwaltschaften als Anklagebehörden sowie die Justizverwaltung, zu der die Justizministerien gehören. Zum staatlichen Rechtswesen gehört auch die freiwillige Gerichtsbarkeit, deren Aufgaben in erster Instanz meist von den Amtsgerichten, teilweise aber auch von Notaren wahrgenommen werden.
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